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Meine Meinung

Steuerhölle für Unternehmen verhindern
Bei der Steuergesetzrevision
SV17 hat sich die Aargauer
Wirtschaft zurückgehalten. Sie
hat ohne Begeisterung zuge-
stimmt, dass der kantonale
Gewinnsteuersatz für juristi-
sche Personen – imGegensatz
zu fast allen anderenKantonen
– unverändert geblieben ist.
Dieses Entgegenkommen
stellte damals einen verant-
wortungsbewussten Beitrag
derWirtschaft an die Sanie-
rung der kantonalen Finanzen
dar. Als Folge davon ist der
Aargau heute bei denUnter-
nehmenssteuern im interkan-
tonalen Vergleich ganz am
Schwanz zu finden.Man stellte

derWirtschaft damals in
Aussicht, den Satz baldmög-
lichst so anzupassen, dass der
Aargauwieder von den letzten
Rängen verschwinde. Heute
steht der Kanton finanziell
wieder gut da. Die bürgerli-
chen FraktionenCVP, FDP und
SVP verlangten denn auch,
dass eine Senkung desGe-
winnsteuersatzes für Unter-
nehmen zusammenmit der
Erhöhung des Pauschalabzu-
ges für Krankenkassenprämien
in die nächste Steuergesetzre-
vision Eingang finde. Die
Regierung schlägt vor, diese
berechtigte Forderung in die
Revision aufzunehmen. Sie

erkenne aufgrund des inter-
kantonalen Standortwettbe-
werbs grundsätzlichenHand-
lungsbedarf für eine Reduktion
derGewinnbesteuerung, führt
die Regierung aus. Der Aargau
würde damit im interkantona-
len Vergleich insMittelfeld
rücken, vergleichbarmit dem
Kanton Solothurn. Der Stadtrat
der finanzstarken Stadt Zofin-
gen verlangt nun aber, dass die
Tarifreduktion «umeinige
Jahre» aufgeschobenwird. Das
heisst imKlartext, dass der
Stadtrat von Zofingen in Kauf
nimmt, dass Unternehmen im
KantonAargau noch für viele
Jahre eine der höchsten steuer-

lichen Belastungen in der
Schweiz auf sich nehmen
müssen. DieseHaltung ist
kurzsichtig und kontraproduk-
tiv. Attraktivere steuerliche
Rahmenbedingungen führen
zumehr Investitionen und
mehr Arbeitsplätzen. Die
Chancen, dass sich neue
Firmen imAargau ansiedeln,
steigen. SteuerlicheNachteile
gegenüber anderenKantonen
erschweren die Konkurrenzfä-
higkeit unserer Firmen und
gefährden sowohl deren
Arbeitsplätze als auch deren
nachhaltige Steuerzahlungen
an denKanton und dieGe-
meinden; aus Sicht desWirt-

schaftsstandorts Zofingen also
ein klassisches Eigentor. Die
Forderung ist umso unver-
ständlicher, als die Regierung
finanzielle Entlastungen für die
Gemeinden ausdrücklich
vorsieht. Dass sich der Stadtrat
Zofingen in einer für dieWirt-
schaft sowichtigen Frage
positioniert, bevor überhaupt
klar ist, wie solche Entlastun-
gen konkret aussehen, ist
übereilt und konterkariert alle
Anstrengungen, Unternehmen
in der Region Zofingen anzu-
siedeln oder hier zu halten. Der
KantonAargau verfügt über
gute Voraussetzungen für die
Bewältigung der anstehenden

finanzpolitischenHerausforde-
rungen. DieWirtschaft darf
erwarten, dass sich Kanton und
Gemeinden einigen und dass
der KantonAargau nicht zur
Steuerhölle für Unternehmen
verkommt.
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